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Seit Mitte der siebziger Jahre ist die
westliche Wirtschaft durch hohe Ar-
beitslosigkeit gekennzeichnet. Diese
notorische Tatsache erhält in histori-
scher Sicht deshalb besonderes Ge-
wicht, weil die Industriestaaten in den
Jahrzehnten nach dem 2. Weltkrieg in
zunehmendem Maße mit dem An-
spruch aufgetreten waren, dieses Pro-
blem endgültig gelöst zu haben. Die
Sorge der späten sechziger Jahre blieb
die "Fein steuerung der Konjunktur",
sodaß sich die Frage der Arbeitslosig-
keit überhaupt nicht mehr stellen
konnte.

Die Ernüchterung kam schlagartig:
Es kann und soll in diesem Rahmen
nicht das Verkennen der Gegebenhei-
ten und der Reichweite wirtschaftspo-
litischer Instrumente erörtert werden,
das ist sehr ausführlich unter ver-
schiedenen wirtschaftstheoretischen
Aspekten geschehen, sondern jenes
Problem, das bisher nahezu über-
haupt keine Diskussion ausgelöst hat,
nämlich die gesellschaftspolitische
Relevanz der heutigen Arbeitslosig-
keit. Vor noch nicht zwei Jahrzehnten
hatte man nämlich angenommen, Ar-
beitslosigkeit könne auch nicht durch
verfehlte - oder gar auf ihre Entste-
hung zielende - Wirtschaftspolitik zu-
standekommen, weil jede Regierung,
die ein signifikantes Ansteigen der
Arbeitslosenrate zuließe, von den
Wählern hinweggefegt würde. Die
heutige Realität steht in Wirtschaft
und Gesellschaft im krassen Gegen-

satz zu den damaligen Vorstellungen.
Nicht nur erleben wir Dauerarbeitslo-
sigkeit in Ausmaßen, welche in man-
chen Ländern durchaus jene der Welt-
wirtschaftskrise erreichen, sondern
auch die besondere Stabilität von Re-
gierungen, die klar machten, daß die
Beseitigung der Arbeitslosigkeit nicht
zu ihren vorrangigen Zielen zählt.

Das gilt in erster Linie für das Kabi-
nett Thatcher, dem auf Grund der
angeführten Überlegungen nur eine
kurze Lebensdauer prophezeit wurde.
Doch festigte sich Thatchers Position
nicht nur immer mehr, heute, nach 15
Jahren, haben die Parteien, welche
ihre Politik mißbilligten, stete Mißer-
folge zu verzeichnen und werden von
internen Auseinandersetzungen er-
schüttert. Zwar läßt sich diese Ent-
wicklung nicht ohne weiteres auf die
anderen westlichen Industriestaaten
übertragen, dort vollzogen sich durch-
aus politische Regimewechsel, die al-
lerdings zu keiner grundsätzlichen
Wende in der Wirtschaftspolitik führ-
ten. (Um Mißverständnissen vorzu-
beugen - auch nicht in Schweden.
Schon die Regierung Palme III schal-
tete entschieden auf Budgetstabilisie-
rung und Leistungsbilanzausgleich.
Die massive Abwertung erbrachte an-
gesichts der leistungsfähigen schwe-
dischen Industrie einen solchen Im-
puls, daß sich allein dadurch das Wirt-
schaftswachstum beschleunigte
wenn man will, beinhaltete die Abwer-
tung ein Element von "supply-side-
economics".) Allen OECD-Staaten war
offenbar die Überzeugung gemein-
sam, das anderen (wirtschafts)politi-
schen Problemen höhere Priorität zu-
komme, als Vollbeschäftigung, oder
anders, daß andere ökonomische Pro-
bleme gelöst werden müßten, um wie-
der zu Vollbeschäftigung zu gelangen.

Nun könnte eingewandt werden, die
wirtschaftspolitischen Möglichkeiten
einer kleinen, offenen Volkswirtschaft
seien derart beschränkt, daß ihre Re-
gierung, was für Prioritäten immer sie
setze, den internationalen Gegeben-
heiten folgen müsse. Doch bleibt da-
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mit das zuvor Gesagte unverändert für
die maßgeblichen Groß staaten gültig
und für die soziale Situation des We-
stens charakteristisch.

Aber selbst wenn man den Aspekt
der wirtschaftspolitischen Möglich-
keiten und Begrenzungen aus dem
Auge läßt, feststeht, daß die relativ
hohe Arbeitslosigkeit die Stabilität
der westlichen Gesellschaften ebenso-
wenig zu gefährden vermochte, wie
der abrupte Wechsel im Wachstums-
muster seit 1975. Die Akzeptanz des
Kardinalproblems der dreißiger Jahre
durch die Gesellschaft ist ebenso ein
Phänomen, wie der Umstand, daß die-
ses von soziologischer und politologi-
scher Forschung kaum zur Kenntnis
genommen wurde. Zwar wird von "en-
gagierten" Sozialwissenschaftern seit
längerem von der "Zweidrittelgesell-
schaft" geschrieben, doch ohne nach
den Ursachen dieser "Spaltung" zu
fragen. Sie wird als moralischer Fehl-
tritt klassifiziert und auf dieser Basis
eine Fülle von Vorschlägen erstellt,
wie man diesen wieder gutmachen
könnte, also auf Analyse wenig Wert
gelegt.

M. Prisching hat sich nun dieses
Themas ohne "Engagement" ange-
nommen, er frägt, warum angesichts
der sehr hohen Arbeitslosenraten jeg-
licher Protest der Betroffenen ausge-
blieben sei, diese, wie überhaupt die
Bevölkerung angesichts des offenbar
schlecht funktionierenden Wirt-
schaftssystems, es nicht ablehnten,
keine neuen alternativen Ideologien
entstünden, und die politischen Orga-
nisationen der Arbeitnehmer nicht
energisch auf dieses Problem rea-
gierten.

In der Beantwortung dieser Fragen
geht er davon aus, wie das gegebene
Wirtschafts- und Gesellschaftssystem
von der überwiegenden Bevölke-
rungsmehrheit heute beurteilt werde.
"Ein Protest kleiner Gruppen muß,
will er erfolgreich sein, auf eine gewis-
se gesamtgesellschaftliche Resonanz
stoßen", und da zeigen sämtliche an-
gestellten Untersuchungen, daß die
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wirtschaftliche Situation, wie sie sich
seit 1975 darbietet, keinesfalls als Kri-
se empfunden wird, sondern als eine
Situation, in welcher sich der gegebe-
ne Besitzstand mehr oder minder sta-
bilisiert hat. Die vor dem Wachstums-
knick sehr hoch gespannten Erwar-
tungen hatten sich rasch den neuen
Bedingungen angepaßt, sodaß es kei-
nesfalls zu einer Diskrepanz zwischen
diesen und der Leistungsfähigkeit des
Systems kam, was kämpferische Un-
zufriedenheit hätte herbeiführen kön-
nen. Eine Determinante dieser Ein-
stellung liegt vermutlich in der Er-
kenntnis, daß attraktive Alternativen
zum gegebenen Wirtschaftssystem
nicht existieren. Mochten in der Ver-
gangenheit derartige Konzepte Mas-
sen begeistern, so scheint derartiges
heute unmöglich, weil sich die hoch-
gespannten Versprechungen im Lich-
te der seither gemachten Erfahrungen
in Nichts aufgelöst haben und nur
mehr sehr komplizierte Diskussionen
geblieben sind, welches wirtschafts-
politische Instrument eingesetzt wer-
den sollte. Dafür aber läßt sich kein
Enthusiasmus wecken. (Solcher be-
darf - auch unverstandener - Symbo-
le, wie etwa des EG-Beitritts, der in
Österreich eine geradezu hysterische
Reaktion der Öffentlichkeit hervor-
rief.) Angesichts der engen weltwirt-
schaftlichen Verflechtung kommt es
auch zu keiner Schuldzuweisung. Den
Vertretern des Systems, den Politi-
kern, wird im allgemeinen zugebilligt,
daß ihnen keine anderen wirtschafts-
politischen Möglichkeiten offen
stünden.

Ein ganz wesentliches Element da-
für, daß Arbeitslosigkeit in der Gegen-
wart vom Betroffenen wie der Öffent-
lichkeit ganz anders empfunden wird
als in den dreißiger Jahren, sieht Pri-
sching in der wohlfahrts staatlichen
Absicherung. Natürlich bedeuten die
Arbeitslosenunterstützung und noch
mehr die Notstandshilfe Einkom-
menseinbußen, die aber im Gegensatz
zur Vergangenheit nicht zu sichtbarer
Armut führen. Dazu mag auch beitra-



gen, daß die klassische Vorstellung
von einem arbeitslosen Familienvater,
der Frau und Kinder zu erhalten hat,
nur auf einen sehr geringen Prozent-
satz der Arbeitslosen zutrifft (1983 in
Österreich 8 Prozent). Vorwiegend
sind Jugendliche und Frauen im Fa-
milienverband betroffen, sowie allein-
stehende Männer. Weiters ist auch,
vermeint der Autor, keine Solidarisie-
rung mit den Arbeitslosen auf Klas-
senbasis zu erwarten. Die Klassensoli-
darität, die im 19. Jahrhundert teilwei-
se existierte, ging mit der Auflösung
der "Arbeiterklasse" in eine recht dif-
fuse Mittelstandsgesellschaft verlo-
ren, welche zu einer stärkeren Indivi-
dualisierung, verbunden mit intensi-
verer Zuwendung zu anderen Grup-
pen führte.

Weitere Entsolidarisierungseffekte
erwartet Prisching von einer zuneh-
menden Partikularisierung des Ar-
beitsmarktes, wie aus dem Bemühen
der Beschäftigten, die Gefahr einer
Arbeitslosigkeit zu verdrängen. Auch
im Rahmen der Gewerkschaft ist kei-
ne Organisation eines Arbeitslosen-
protestes wahrscheinlich, da diese in
korporatistisch organisierten Staaten
eng in die politischen Entscheidungen
eingebunden sind, und daher auch
deren "output" mitzuverantworten ha-
ben. Auch der für die Gewerkschaften
relevante Konfliktlösungsmechanis-
mus schließt eigentlich einen organi-
sierten Protest in dieser Frage aus.
Außerdem kommt nur ein relativ klei-
ner Teil der Arbeitslosen als Träger
eines solchen Protestes in Frage, da
die Mehrzahl die Arbeitslosigkeit nur
als Durchgangszustand betrachtet,
den sie aus eigener Initiative inner-
halb relativ kurzer Zeit verlassen ha-
ben wird. Die Problemgruppen des
Arbeitsmarktes: Frauen, Jugendliche,
Behinderte, ausländische Arbeitskräf-
te und ältere Arbeitnehmer verfügen
über "Alternativrollen", wie Haushalt,
verlängerte Ausbildung, Rückwande-
rung, geschützte Werkstätten und AI-
tersfrühpensionen, die' ihnen den
Rückzug vom Arbeitsmarkt erlauben,

ohne eine allzu gravierende Status-
minderung zu erfahren, und schließ-
lich fehlt den dafür in Frage kommen-
den Gruppen der Arbeitslosen das
"Protest-Know-how", über welches et-
wa Akademiker im hohen Maße ver-
fügen.

Die bedeutsame Studie Prischings
enthält eine Fülle wesentlicher Ein-
sichten - explizit und implizit. Sie regt
über ihre Aussagen hinaus zu weiter-
gehenden Studien an. Nach Meinung
des Rezensenten lassen sich die vom
Autor angeführten Ursachen für das
Ausbleiben eines Arbeitslosenpro-
blems in zwei Gruppen teilen. Die
erste - fundamentale - um faßt die
Akzeptanz des gegebenen wirtschaft-
lichen und gesellschaftlichen Systems
durch die überwiegende Bevölke-
rungsmehrheit, die Meinung, daß es
dazu oder auch nur zur gegenwärtigen
Politik keine Alternative gäbe sowie
die wohlfahrtsstaatliche Absicherung.
Die meisten übrigen Einflußfaktoren
scheinen sich mehr oder minder aus
den ersten Determinanten zu ergeben.
Und in dieser grundsätzlichen Akzep-
tanz des Gesellschafts- und Wirt-
schafts systems durch die Bevölke-
rung im allgemeinen, aber auch durch
die Arbeitslosigkeit Betroffenen im
besonderen, scheint die Hauptursache
für das Ausbleiben jeglicher Proteste
zu liegen.

Aber man könnte noch weiter gehen
- damit nähert man sich der impliziten
Aussage Prischings - und sagen, daß
sich die heutige Gesellschaft der west-
lichen Industriestaaten einem, in öko-
nomischen Termini ausgedrückt, Zu-
stand des Gleichgewichts angenähert
habe, in welchem Prozeß natürlich
immer wieder Störungen auftreten,
die aber durch das System aufgefan-
gen und verarbeitet werden. Und man
könnte die gegenwärtige Situation in
einen noch weiteren historischen
Kontext stellen. Der ungeheure histo-
rische Umwälzungsprozeß der indu-
striellen Revolution war durch eine
Vielzahl von Friktionen charakteri-
siert, welche in der gesellschaftlichen
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Entwicklung immer wieder schwere
Krisen heraufbeschworen. Die unter-
schiedliche Bewertung der Arbeitslo-
sigkeit in den dreißiger und in den
achtziger Jahren und ihre Ursachen
deuten auch darauf hin, daß sich die-
ser große Umwälzungsprozeß seinem
Ende nähere, wodurch ebenfalls die
Gleichgewichtshypothese gestützt
wird. Diese Auffassung enthält auch
durch die neueste Entwicklung in den
RGW-Staaten eine Stütze. Als der ein-
zige Vorteil des dortigen Wirtschafts-
systems wurde vielfach die Abwesen-
heit von Arbeitslosigkeit betrachtet.
Nun scheinen die maßgeblichen Krei-
se dieser Länder zu der Ansicht ge-
kommen zu sein, Arbeitslosigkeit in
Kauf nehmen zu müssen, um die Effi-
zienz der Wirtschaft zu steigern.

Das alles sind Interpretationen des
Rezensenten, nicht des Autors, der die
Konsequenzen seiner Studie zu be-
scheiden - oder zu vorsichtig - ein-
schätzt, wenn er schreibt: "Die Fest-
stellung, daß die Chancen für einen
Arbeitslosenprotest, der breite Reso-
nanz findet, derzeit in Mitteleuropa
nicht hoch sind, ist also eine zeitge-
schichtliche Momentaufnahme; sie ist
weder als wertende noch als progno-
stische Feststellung gemeint." Letzte-
res wird man nicht ohne weiteres ak-
zeptieren können, weil die ceteris-pa-
ribus-Prognose den Test für die
Brauchbarkeit einer wissenschaftli-
chen Hypothese darstellt.
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Natürlich drängt sich einem nach
der Lektüre dieser Studie die Frage
auf: ist also heute Arbeitslosigkeit ir-
relevant geworden, ist die Höhe der
Arbeitslosenrate für den Zustand ei-
nes Staates gleichgültig? Solches läßt
sich keinesfalls aus der Studie folgern.
Arbeitslosigkeit scheint nach wie vor
ein gravierendes Problem zu sein, das
aber seinen eigenen Charakter geän-
dert, wie sich auch seine soziale Um-
gebung gewandelt hat. In diesem Be-
reich scheinen auch noch weiterge-
hende Untersuchungen vorstellbar.
Die meisten sozialpsychologischen
Bewertungen des Problems rekurrie-
ren auf die legendäre Studie über die
Arbeitslosen von MarienthaI, die ja
nun wirklich ein sehr andersartiges
Forschungsprojekt untersuchte, als je-
nes, das uns heute interessiert. Hier
wären eingehende Forschungen über
Struktur, Lebensstandard, familiäre
Situation und psychische Befindlich-
keit der Arbeitslosen heute sinnvoll.

Alles in allem hat Prisching ein we-
sentliches Buch verfaßt. Das gilt nicht
nur für dessen Inhalt, Aufbau und
Aussage, sondern auch dafür, daß er
ein brennend aktuelles Thema voraus-
setzungslos aufgegriffen hat, worüber
man bisher nur politische Meinungen
gehört hat.

Felix Butschek


